
In
fo)   ( KZU

Krankenheimverband Zürcher Unterland 

( ( ( ( ( ( ( (

KZU Info – April 2010

Der Newsletter des Krankenheimverband Zürcher 
Unterland • Im Bächli 1 • 8303 Bassersdorf •  
Telefon 044 838 51 11 • Fax 044 838 51 10 •  
info@k-z-u.ch • www.k-z-u.ch

Jahrgang 4 • Ausgabe Nummer 5 • April 10

 (

Inhalt 

1	 Neue Rechtform
	 Politische Meinungsbildung
 
2	 Neue Pflegefinanzierung

Zulasten der Bewohner/-innen 
und Gemeinden

3	 Baurechtsvertrag
	 DV stellt Weichen für Erweite-     	
	 rung der Pflegekapazität

4	 Stellenmarkt
	 KZU als Arbeitgeber gesucht
	

Politische Meinungsbil-
dung auf gutem Weg 

Anfang Dezember 2009 wurde die 
Weisung über die Änderung der 
Rechtsform an die Zweckverbands-
gemeinden versandt. Mittlerweile 
hat bereits eine Reihe von Gemein-
den der Umwandlung des Zweckver-
bandes in eine Interkommunale An-
stalt zugestimmt. 

Bei den drei Parlamentsgemeinden im 
Verbandsgebiet ist das Geschäft von den 
grossen Gemeinderäten angenommen 
und zuhanden der Urnenabstimmung 
verabschiedet worden. Diese breite Ak-
zeptanz stimmt für die noch ausstehen-
den Abstimmungen zuversichtlich.

Angesichts der Bedeutung und Kom-
plexität der Vorlage hat der KZU zuhan-
den der Gemeinden und der Stimmbe-
rechtigten nicht nur eine sehr detaillierte 
Weisung verfasst, sondern er stellt auf 
der Website www.k-z-u.ch auch einen 
umfassenden Fragenkatalog mit den 
dazu gehörigen Antworten zum Abruf 
bereit. 

Komplexes Geschäft 
Die Vorlage ist nicht nur inhaltlich kom-
plex, sie stellt auch an das Abstimmungs-
prozedere erhöhte Anforderungen. Das 
Interesse seitens der Gemeindebehör-
den, der vorberatenden Kommissionen 
in den Gemeindeparlamenten, ja sogar 
von Ortsparteien ist entsprechend hoch. 
Um die Informationsbedürfnisse zu be-
friedigen, stehen die Mitglieder der KZU-
Leitung im Rahmen von Vorträgen und 
Präsentationen Red und Antwort. Bei 
dieser Informationstätigkeit zeigt sich Er-
freuliches: Die Neuordnung der Rechts-
form und die Argumente, die zugunsten 
der „Interkommunalen Anstalt“ spre-

Neue Rechtsform: K
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Editorial 
Liebe Leserinnen, liebe Leser

Die Visionen des KZU nehmen Form 

an und wir sind auf gutem Kurs. 

Grosse Schritte konnten bewältigt 

werden und grosse Sprünge stehen 

uns bevor. Der KZU wächst, und dies 

nicht nur an den neuen Herausfor-

derungen. Mit  Ausdauer, Ehrgeiz, 

Elan und Geduld gehen wir u.a. die 

Projekte neue Rechtsform, neue 

Pflegefinanzierung und neuer Bau-

rechtsvertrag an. Mehr dazu in die-

ser Ausgabe. 

  
Nun wünsche ich Ihnen viel Vergnü-
gen beim Lesen.
André Müller, CEO

chen, stossen durchwegs auf Verständ-
nis und Zustimmung.    

Zustimmung alleine genügt nicht 
In„normalen“ Abstimmungen entschei-
det das einfache Mehr. Die Hürden für 
die Änderung der Rechtsform sind deut-
lich höher. In der vorliegenden Abstim-
mung muss die Interkommunale An-
stalt an der Urne von Gemeinden ange-
nommen werden, die zusammen 90% 
des so genannten Dotationskapitals ver-
treten. Die Abstimmung über die Auf-
lösung des Zweckverbandes erfordert  
Einstimmigkeit der Gemeinden. Bis heu-
te haben alle Gemeinden, in denen das 
Geschäft bereits auf der politischen 
Traktandenliste gestanden ist, zuge-
stimmt. Der bisherige Verlauf der poli-
tischen Entscheidungsfindung darf also 
sehr zuversichtlich stimmen. 

Grosse Verantwortung 
Gleichwohl: Die Aufgabe bleibt heraus-
fordernd. Der schwierige Abstimmungs-
gegenstand erlaubt kein Nachlassen in 
der Informationstätigkeit. Aber auch der 
Souverän ist gefordert. An ihm liegt es, 
mit einem klaren Votum die Weichen 
für die Zukunft der spezialisierten Pfle-
ge im Zürcher Unterland zu stellen. Das 
Nein einer einzigen Gemeinde könnte 
das Vorhaben zu Fall bringen. Dies wür-
de voraussichtlich dazu führen, dass der 
Kanton mittels Ersatzvornahme von sich 
aus Statuten verfügt, bis der KZU sich 
selbst neue Statuten gegeben hat. An-
gesichts der unmittelbar anstehenden, 
weiteren wichtigen Entscheide – Stich-
wort Kapazitätserweiterung in Embrach 
– wäre das ein sehr ungünstiges Szena-
rio.
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Gewogen und zu leicht 
befunden 

Der Bundesrat hat die Umsetzung 
des Bundesgesetzes über die Neu-
ordnung der Pflegefinanzierung auf 
Ende 2010 angeordnet. Die Zürcher 
Gesundheitsdirektion hat einen ent-
sprechenden Gesetzesentwurf in die 
Vernehmlassung geben. Der Geset-
zesentwurf wirft zahlreiche Fragen 
auf. Seine Umsetzung ist in dieser 
Form nicht praktikabel und führt 
zu einer deutlichen Verschlechte-
rung der Situation in der stationären 
Langzeitversorgung. 

Die neue Pflegefinanzierung regelt die 
Aufteilung der Pflegekosten und deren 
Übernahme durch die Krankenversiche-
rung, die Versicherten und die Kantone. 
Die Gesundheitsdirektion hat für den 
Kanton Zürich einen entsprechenden 
Gesetzesentwurf entwickelt und in die 
Vernehmlassung geschickt. 

Problemfelder im Überblick
Wie bereits im letzten KZU Info hervor-
gehoben und kritisiert, sieht der Kanton 
vor, die bundesrechtlich maximal zulässi-
ge finanzielle Belastung der Bewohnerin-
nen und Bewohner auszuschöpfen. Eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit dem 
Gesetzestext fördert zudem schwerwie-
gende systematische Mängel zu Tage. Es 
fehlt eine umsetzbare Vorstellung über 
die Gestaltung der Bedarfsplanung sowie 
eine inhaltlich klare und detaillierte Aus-
gestaltung des Beitrags der öffentlichen 
Hand. Die Berechnungsgrundlage für die 
Ermittlung des Restfinanzierungsbedarfs 
durch den Kanton scheint willkürlich 
und einseitig an Sparzielen orientiert zu 
sein. Schliesslich fehlt die dringend not-
wendige Differenzierung und Finanzie-
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gerung von Aufgaben des Akutbereichs 
auf die Langzeitversorgung zu tun und 
diese Entwicklung wird weiter fortschrei-
ten. Gleichzeitig sind die Anforderungen 
an die Qualität der Leistungserbringung 
gestiegen. Diese Qualität wollen die 
stationären Leistungserbringer für ihre 
heutigen und künftigen Bewohnerin-
nen und Bewohner beibehalten. Diesem 
Spannungsfeld schenkt die Vorlage zu 
wenig Beachtung. 

Zurück an den Absender
Der vorliegende Gesetzesentwurf ist 
nicht praktikabel. Die Folgen seiner Um-
setzung sind nicht absehbar. Curaviva 
Zürich, dem auch der KZU angeschlossen 
ist, hat dies im Rahmen ihrer Vernehm-
lassung mit sehr deutlichen Worten her-
ausgestrichen und verlangt von der Ge-
sundheitsdirektion eine grundlegende 
Überarbeitung, welche sich am Wohl 
der Bewohnerinnen und Bewohner und 
an der Sicherstellung einer genügenden 
Qualität durch Bereitstellung angemes-
sener Mittel orientiert. 

 
rungsabgrenzung zwischen Akut- und 
Langzeitversorgung ebenso wie die De-
finition der immer wichtiger werdenden 
Akut- und Übergangspflege.

Schwammige Regelung der Restfi-
nanzierung
Das Krankenversicherungsgesetz (KVG) 
beauftragt die Kantone, die Finanzie-
rung jenes Teils der Pflegekosten zu re-
geln, die nicht durch die Krankenkasse 
und den Anteil der versicherten Person 
gedeckt sind. Damit diese so genannte 
Restfinanzierung geregelt werden kann, 
muss der Kanton die Pflegekosten so-
wie die Finanzierung von Leistungsarten 
definieren, welche, wie beispielsweise 
die Akut- und Übergangspflege, durch 
das KVG nicht hinreichend abgedeckt 
sind. Genau darum foutiert sich der vor-
liegende Gesetzesentwurf. Es fehlt eine 
inhaltlich klare und detaillierte Ausge-
staltung des Beitrages der öffentlichen 
Hand. 

Kostenwahrheit und Tarifschutz
Gemäss Gesetzesvorlage trägt die Ge-
meinde die Restfinanzierung und der 
Kanton beteiligt sich daran. Es ist vorge-
sehen, dass dies auf der Grundlage einer 
„repräsentativen Stichprobe“ von Kos-
tenrechnungen geschieht. Die Kosten 
einfach über einen Leist zu schlagen, ist 
nicht nur unangemessen, es unterhöhlt 
auch den Tarifschutz. Die Pflegekosten 
in den stationären Langzeiteinrichtun-
gen sind heute und werden auch künftig 
nicht gleich hoch sein, weil jede pflege-
bedürftige Person einen individuellen 
Bedarf hat. Zudem ist der Aufwand für 
die Pflege abhängig von den Gegeben-
heiten der einzelnen Institution. Deshalb 
müssen die Pflegekosten individuell je 
Heim entsprechend der Kostenrechnung 
ermittelt und finanziert werden. Nur die 
Berücksichtigung von individuellen Kos-
ten pro Heim gewährleistet, dass alle 
zürcherischen Heime den Tarifschutz ein-

halten können. Die Ermittlung der effek-
tiven Kosten ist ohne weiteres möglich, 
da die Heime schon seit längerem eine 
detaillierte Kostenrechnung, nach ein-
heitlichen Grundsätzen führen. 

Verlust der Wahlfreiheit
Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass jede 
einzelne Gemeinde ihren Bedarf an Pfle-
geheimplätzen definieren und mittels 
Leistungsauftrag an einen oder mehrere 
Leistungserbringer absichern muss. Mit 
der Delegation der Bedarfsplanung an 
die Gemeinden kommt für Pflegebedürf-
tige einer Gemeinde im schlechtesten Fall 
nur noch ein einziges Heim in Betracht, 
nämlich das, mit welchem die Gemein-
de eine Leistungsvereinbarung hat. Die 
Wahlfreiheit kann verloren gehen. 

Chaos und Zweiklassengesellschaft
Wenn 171 Gemeinden eine Bedarfspla-
nung vornehmen, dürfte das Chaos pro-
grammiert sein. Wie sollen 171 Gemein-
den aus 241 Leistungserbringern die 
passenden auswählen und in Vertrags-
verhandlungen eintreten? Zudem würde 
diese Regelung unter den Heimen eine 
„Zweiklassengesellschaft“ schaffen. Es 
würde Heime mit und ohne kommuna-
len Leistungsauftrag geben. Diese Dif-
ferenzierung ist nicht nötig, denn schon 
heute wacht der Kanton im Rahmen der 
Erteilung von Heimbewilligungen über 
den Bedarf an Pflegeplätzen. Dabei darf 
ruhig ein gewisses Überangebot entste-
hen: Das ermöglicht ein Minimum an 
Wettbewerb unter den Leistungserbrin-
gern, was sich auf Qualität und Preise 
günstig auswirkt.

Qualität kommt unter die Räder
Wenn die Restfinanzierung so „schmal-
brüstig“ daherkommt, wie das der Kan-
ton gegenwärtig vorsieht, droht die Qua-
lität unter die Räder zu kommen. Die in 
den letzten Jahren angestiegenen Kosten 
für die Pflege haben stark mit der Verla-

Baurechtsvertrag
 

DV stellt Weichen 
für Erweiterung 
Pflegekapazität in 
Embrach 

Der Kanton Zürich beabsichtigt seit 
längerem, dem Krankenheimver-
band Zürcher Unterland (KZU) das 
Recht einzuräumen, das Psychiatrie- 
Zentrum Hard (PZH) als Pflegezent-
rum umzunutzen. Nach intensiven 
Verhandlungen liegt nun ein Bau-
rechtsvertrag vor. Er wird der De-
legiertenversammlung vom 3. Juni 
2010 vorgelegt. Ein Ja der Delegier-
tenversammlung ist ein weiteres, 
deutliches Signal an die Adresse des 
Kantons, dass es dem KZU mit seinen 
Plänen in Embrach ernst ist.

Der KZU hat die Pavillons 1 und 2 des 
Psychiatrie-Zentrums Hard (PZH) bereits 
seit einiger Zeit als provisorisches Pflege-
zentrum mit 70 Pflegeplätzen zugemie-
tet.

Baurechtsvertrag
Zur Sicherung der zusätzlich benötig-
ten Kapazität an Pflegebetten überlässt 
der Kanton Zürich dem KZU die von der 
stationären Psychiatrie nicht mehr benö-
tigten Liegenschaften und tritt dem KZU 
knapp 51‘000 m2 vom Gesamtareal im 
Baurecht über 50 Jahre ab. Nach ersten 
Verhandlungen wurde der Baurechtszins 
auf etwas über eine Million Franken pro 
Jahr veranschlagt. Der Umstand, dass 
der KZU nicht, wie ursprünglich verein-
bart, die Pavillons 3 und 4, sondern die 
Pavillons 5 und 6 übernehmen wird so-
wie Wertberichtigungen auf den über-
nommenen Liegenschaften machten 
Nachverhandlungen nötig. Diese ha-
ben zu einer sehr deutlichen Reduktion 
des jährlichen Baurechtszinses auf rund 

547‘000 Franken geführt. Die Betriebs-
kommission des KZU und das Immobili-
enamt des Kantons Zürich haben am 26. 
März 2010 den Dienstbarkeitsvertrag 
(Baurecht) für die Nutzung der kantona-
len Liegenschaften auf dem Areal Hard, 
Embrach, unterzeichnen können. 

Steine aus dem Weg räumen 
Die Delegierten des KZU und die Ver-
bandsgemeinden haben mit der Ge-
nehmigung des Projektierungskredits im 
Juni 2009 gezeigt, dass es ihnen mit der 
Entwicklung des KZU in der Hard ernst 
ist. Die Betriebskommission hat nun den 
Baurechtsvertrag zuhanden der Dele-
giertenversammlung verabschiedet. An-
lässlich der DV vom 3. Juni 2010 bietet 
sich den Delegierten die Gelegenheit, er-
neut ein Zeichen zu setzen: Eine Zustim-
mung zum Baurechtsvertrag zuhanden 
der Gemeinden wird die Entscheidung 
des Kantons für die Kreditgenehmigung 
zur Sanierung der Pavillons 5 und 6 si-
cherlich beschleunigen und damit für die 
zeitgerechte KZU-Erweiterung weitere 
Steine aus dem Weg räumen. 

Kanton und KZU profitieren 
Der Kanton kann die im Zuge der Umset-
zung des kantonalen Psychiatriekonzepts 
frei werdenden Kapazitäten in der Hard 
einer dem Gesundheitswesen dienlichen 
Nutzung zuweisen und entledigt sich 
weiterer Sanierungsarbeiten. Der KZU 
erhält Entwicklungspotenzial zu günsti-
gen Konditionen. Statt der Planung und 
Realisierung eines Neubaus, braucht der 
KZU die bestehenden Gebäude lediglich 
umzunutzen und instand zustellen.
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KZU als Arbeitgeber ge-
sucht  

Seit April 2009 ist beim KZU „Um-
antis“ in Betrieb. Dieses internetge-
stützte Werkzeug systematisiert und 
strukturiert den Mitarbeitergewin-
nungsprozess. Quasi als „Nebenpro-
dukt“ vermittelt es ein Gesamtbild 
aller Bewerbungen beim KZU. Eine 
erste Auswertung zeigt: Der KZU als 
Arbeitgeber ist gesucht. Das ist sicher 
auch ein Ergebnis unserer Anstren-
gungen in den Bereichen Personal-
führung, Aus- und Weiterbildung.

Landauf, landab hört man warnende 
Stimmen: Im schweizerischen Gesund-
heitswesen könnten zu wenig Fachkräf-
te ausgebildet werden. Der Schweiz dro-
he beim Pflegepersonal ein Engpass. Wir 
teilen diese Auffassung – und wir tun 
etwas dagegen. 

Konkurrenzfähig im Arbeitsmarkt
Für den KZU ist es eine strategische Er-
folgsposition, wenn er im Arbeitsmarkt 
gegenüber anderen Arbeitgebern die 
Nase vorn hat. Deshalb investieren wir 
laufend in unser Personal und in die 
Ausbildung des Nachwuchses. 35 Mit-
arbeitende sind Lernende, das entspricht 
etwas mehr als 10% der gesamten Be-
legschaft. Die Berufsbilder sind vielfältig 
und reichen von der Fachangestellten 
Gesundheit über die Lernende Hauswirt-
schaft bis zum Koch. Auch auf die Fort-
bildung unserer Mitarbeitenden legen 
wir grossen Wert. So führen wir – um nur 
ein Beispiel zu nennen – jedes Jahr eine 
zweitägige Kadertagung durch. Themen 
sind Personalführung, Unternehmens-
kultur, Kommunikation und vieles An-
dere mehr. Schliesslich unterstützen und 
ermutigen wir Mitarbeitende, die sich 
weiterbilden wollen und dürfen für uns 

Stellenmarkt auch in Anspruch nehmen, dass Anstel-
lungsbedingungen und Saläre durchaus 
konkurrenzfähig sind. 

Strategie zahlt sich aus
Eine erste Auswertung der Daten, die wir 
seit April 2009 über das internetgestütz-
te Bewerbungsmanagement „Umantis“ 
gewonnen haben, belegt, dass wir mit 
unserer Strategie richtig liegen. Insge-
samt waren 53 Stellen zu besetzen. Bei 
der Evaluation der Kandidatinnen und 
Kandidaten konnten wir in einem – vor 
allem in der Pflege – ausgetrockneten 
Arbeitsmarkt aus einem Fundus von 840 
Bewerbungen schöpfen. Anders herum 
gesagt: Im Durchschnitt konnten wir pro 
Stelle unter 16 Bewerbungen auswäh-
len. Offensichtlich sind wir als Arbeitge-
ber durchaus attraktiv.

Weiterentwicklung im KZU 
Etwas mehr als die Hälfte aller Bewer-
bungen betraf die Pflege, rund ein Viertel 
den Bereich Logistik und etwas über 100 
Personen bewarben sich für eine Stelle 
im Bereich Finanzen/Administration. Der 
grösste Teil der Bewerbungen, knapp 
30%, erfolgte nach wie vor aufgrund 
von Stelleninseraten. 17% der Bewer-
bungen waren auf die interne Stellen-
ausschreibung zurückzuführen. Das ist 
bemerkenswert und ein deutliches Zei-
chen, dass wir nicht nur auf dem Stellen-
markt, sondern auch von unseren Mitar-
beitenden als interessanter Arbeitgeber 
anerkannt sind und geschätzt werden. 

Internet immer wichtiger
Interessant ist, dass bereits knapp jede 
zehnte stellensuchende Person über In-
ternetsuchmaschinen an den KZU ge-
langt. 4% der Bewerbungen fanden uns 
direkt über unsere Webseite. Gerade 
die wachsende Bedeutung des Internets 
zeigt, dass der Bekanntheitsgrad des Un-
ternehmens und das Image als Arbeitge-
ber für die Suche nach den besten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern eine immer 

Zum Schluss

GERIHELP

Gerontologisches Beratungsangebot
im Zürcher Unterland

Im Zürcher Unterland haben die Pro 
Senectute Kanton Zürich, der Kranken-
heimverband Zürcher Unterland und der 
Zweckverband Zentrum für Gesundheit 
und Pflege Dielsdorf gemeinsam das An-
gebot „Gerihelp“ erarbeitet.

Gerihelp, ein gerontologisches Bera-
tungsangebot zu den Themen Gesund-
heit und Alter, insbesondere Demenz, ist 
unter der Telefonnummer 044 854 66 00 
jeden Tag 24 Stunden erreichbar. Es bie-
tet umfassende Informationen z. B. über 
Fragen zu Entlastungsangeboten, Hilfs-
mittel und Sozialversicherungen oder zu 
Adressen von weiteren Anlaufstellen. Es 
richtet sich an Betroffene, Angehörige, 
Freiwillige und Fachleute.

:

 

grössere Rolle spielen wird. 


